
22 Dienstag, 16. Dezember 2025Wirtschaft

Die Schweizer Wirtschaft wächst seit 2023 unterdurchschnittlich

Reales Wachstum des Bruttoinlandprodukts,
in Prozent

Prognose (ab 2025)

QUELLE: STAATSSEKRETARIAT FÜR WIRTSCHAFT (SECO) NZZ / mbe.
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2026 wird für die Schweizer Wirtschaft ein raues Jahr
Trotz Zoll-Deal mit den USA wird wohl nur 1 Prozent Wachstum drinliegen

MATTHIAS BENZ

Die Zollvereinbarung mit den USA hat
die Aussichten für die Schweizer Wirt-
schaft etwas aufgehellt. Sowohl das
Staatssekretariat für Wirtschaft (Seco)
wie auch das KOF-Institut der ETH
Zürich erwarten für 2026 ein reales
Wachstum des Bruttoinlandprodukts
(BIP) von 1,1 Prozent, wie sie am Mon-
tag mitteilten.DasWachstum dürfte da-
mit um 0,2 Prozentpunkte stärker aus-
fallen, als bisher erwartet worden war.

Schwächelnde Weltwirtschaft

Die Senkung der US- Zölle für Schwei-
zer Exportprodukte von 39 auf 15 Pro-
zent stelle für die betroffenen Branchen
eine «erhebliche Erleichterung» dar,
schreibt das Seco. ImUS-Markt falle da-
mit ein gewichtiger Wettbewerbsnach-
teil gegenüber EU-Firmen weg, und die
Planungssicherheit werde gestärkt. Der
Aussenhandel dürfte sich deshalb etwas
beleben. Das Seco erwartet hier einen
«moderatenWachstumsimpuls».

Dennoch machen die Prognosen
deutlich, dass 2026 erneut ein wirtschaft-

lich unterdurchschnittliches Jahr werden
dürfte.Dass es nicht besser läuft, hat ver-
schiedene Gründe. Laut dem KOF hat
sich das internationale Umfeld jüngst
eher verschlechtert. In Europa bleibe
das Wachstum schwach, vor allem die
Erholung Deutschlands verzögere sich.
In China fehle die Nachfrage. Auch in
den USA trübe sich die Konjunktur
ein, was sich an schlechten Konsumen-
ten- undArbeitsmarktdaten zeige. Des-
halb werde wohl auch das USA-Export-
geschäft verhalten bleiben.

Das BIP-Wachstum in der Schweiz
wird – wie schon seit einigen Jahren –
vor allem von der Binnenwirtschaft ge-
stützt. Die inländischen Investitionen
tragen dazu nur wenig bei, weil bei-
spielsweise immer noch wenig gebaut
wird.Das meisteWachstum stammt vom
privaten Konsum. Die Menschen geben
mehr Geld aus, weil die realen Einkom-
men zunehmen – die Löhne steigen,
gleichzeitig herrscht Null-Inflation. Zu-
dem sorgt die Zuwanderung für mehr
Konsumenten in der Schweiz.

Sowohl das Seco wie auch das KOF-
Institut erwarten erst 2027 eine wirt-
schaftliche Normalisierung. Dann soll

das Schweizer BIP-Wachstum 1,7 Pro-
zent betragen. Das Land würde damit
zu Wachstumsraten zurückkehren, zu
denen es in normalen Zeiten fähig ist.
Es wäre das Ende einer vierjährigen
Phase mit unterdurchschnittlichemWirt-
schaftswachstum, die seit 2023 anhält.

Grosse Unsicherheiten

Voraussetzung für einen Aufschwung
im Jahr 2027 ist, dass der internatio-
nale Handelskonflikt nicht weiter eska-
liert und dass sich dieWeltwirtschaft er-
holt. Das Seco weist allerdings darauf
hin, dass die Unsicherheiten gross blie-
ben: Der Zollkrieg zwischen den USA
und verschiedenen Ländern könnte wie-
der aufflammen.Es besteht ein erhöhtes
Risiko, dass es zu Korrekturen an den
Finanzmärkten kommt. Die hohe Ver-
schuldung vieler Staaten könnte zum
Problem werden. Zudem gibt es weiter-
hin viele geopolitische Risiken.

Jedoch ist auch ein Szenario mit einer
weltweiten Entspannung möglich. Der
Schweizer Wirtschaft würde es helfen,
ab 2027 wieder zum gewohnten Wirt-
schaftswachstum zurückzukehren.
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Rückendeckung für den Bundesrat im Zoll-Deal
Aussenpolitiker des Nationalrats geben grünes Licht für das Verhandlungsmandat – mit nur kleinen Retuschen

HANSUELI SCHÖCHLI

Es gab viele Fragen und eine Serie von
Änderungsanträgen – aber am Ende er-
hielt der Kurs des Bundesrats im Zoll-
Deal mit den USA nach dreistündiger
Debatte mit nur geringfügigen Retu-
schen eine deutliche Mehrheit. Das war
am Montag das Verdikt eines innenpoli-
tischen Härtetests für die geplante Ver-
handlungsführung der Regierung.

Das Verdikt kam von der Aussenpoli-
tischen Kommission (APK) des Natio-
nalrats. Der Bundesrat konsultierte die
Kommission zum Entwurf des Verhand-
lungsmandats, den die Regierung An-
fang Dezember beschlossen hatte. Am
14. November hatten sich die USA und
die Schweiz auf eine gemeinsame Ab-
sichtserklärung geeinigt, doch in den
kommenden Verhandlungen soll diese
Erklärung in einen rechtsverbindlichen
Vertragstext münden.

Als Folge der Erklärung hat die
US-Regierung jüngst rückwirkend per
14. November den im August für viele
Schweizer Güter verhängten Sonderzoll
von 39 Prozent auf 15 Prozent gesenkt.
Gleichzeitig senkte die Schweiz die Zölle
für gewisse Agrarprodukte, und sie setzte
zollfreie Importkontingente für Rind-,
Bison- und Geflügelfleisch in Kraft.

Die Schweiz stellte zudem weitere
Zückerchen in Aussicht. Einige Bei-
spiele: das Versprechen für Privatinves-
titionen von mindestens 200 Milliarden
Dollar in den USA innert fünf Jahren;
die Prüfung des Abbaus administrativer
Hürden beim Import von Geflügel-
fleisch, Milchprodukten und Autos aus
den USA in die Schweiz; die Absicht
für einen Verzicht der Einführung von
«Digitalsteuern»; die Förderung der
grenzüberschreitenden Datenströme;
und die Kooperation bezüglich Wirt-
schaftssanktionen und Exportkontrollen.

Der Bundesrat machte Anfang
Monat einige Kernpunkte des Ver-
handlungsmandats deutlich. Erstens:
Die Souveränität und Neutralität der
Schweiz bleibe gewahrt – also keine
Verpflichtung zur Übernahme von ame-
rikanischen Exportkontrollen, Sanktio-
nen und Investitionskontrollen. Zwei-
tens: keine Revolution der Schwei-
zer Landwirtschaftspolitik – also keine
massiven zollfreien Importe von innen-
politisch heiklen Agrargütern. Drittens:
keine Zusicherungen, die im Wider-
spruch zu Verträgen mit der EU stehen.

Versprechen ohne Haftpflicht

Nur einzelne der vielen Anträge in
der APK zur Änderung des Verhand-
lungsmandats erhielten eine Mehr-
heit. Zu diesen gehörte der Antrag, wo-
nach für die Schweiz kein Schaden ent-
stehen soll, wenn die Privatwirtschaft

die versprochenen Investitionen in
den USA nicht voll realisiert. Das ge-
nannte Ziel entspricht auch der Absicht
des Bundesrats; die beantragte Ergän-
zung würde dies «nur» verdeutlichen.
Sie würde aber auch an einer Realität
nichts ändern: Es gibt keine Garantie,
dass die USA nicht plötzlich wieder die
Zölle erhöhen.

Angenommen wurden auch zwei An-
träge, die vor allem Datenschutzanlie-
gen festhalten wollen. Auch dies bringt
laut Bundesangaben keine wesentliche
Änderung – da der Bundesrat keine
Absicht habe, den Gesetzesrahmen zum
Datenschutz zu lockern.

Zweischneidige «Digitalsteuer»

Klar durchgefallen ist eine Serie linker
Anträge. Einer davon wollte den Ver-
zicht auf eine «Digitalsteuer» aus dem
Verhandlungsmandat nehmen. Bundes-
vertreter betonen, dass der diskutierte
Verzicht auf eine Digitalsteuer nur die
Absicht des Bundesrats verankern soll
und nicht etwa das Parlament und das
Volk binden würde.

Eine linke Motion, die für diese
Woche im Nationalrat traktandiert ist,
fordert unter anderem eine Besteue-
rung für grosse digitale Plattformen und
Unternehmen – «beispielsweise durch
eine Steuer auf den in der Schweiz er-
zielten Umsatz». Laut dem Bundes-
rat wird in der Schweiz erzielter Um-
satz von der Mehrwertsteuer bereits er-
fasst. Dies gelte auch für elektronische
Dienstleistungen ausländischer Anbie-
ter an Schweizer Empfänger wie Apps,
Software und Streaming-Dienste.

Eine umsatzbasierte Unternehmens-
steuer würde dagegen laut dem Bundes-
rat eine Änderung der Bundesverfas-
sung bedingen. Die Regierung erinnert
auch daran, dass eine Gewichtsverlage-
rung in der Unternehmensbesteue-
rung weg vom Ort der Leistungserbrin-
gung in Richtung Absatzmarkt für die
Schweiz per saldo ein Verlustgeschäft
wäre: wegen ihrer hohen Dichte inter-
nationaler Firmen und des relativ klei-
nen Binnenmarkts.

Weitere Anträge in der APK zur
Änderung des Verhandlungsmandats
wollten den Import von «Chlorhühnern»
und Cybertrucks aus den USA verhin-
dern. Das Mandat sieht solche Importe
dem Vernehmen nach nicht ausdrück-

lich vor, aber es schliesst sie auch nicht
explizit aus. Die Chlorhuhn-Diskussion
ist symbolbeladen, aber inhaltlich eher
unbedeutend: Mit Chlor desinfizier-
tes Pouletfleisch gilt nicht als gesund-
heitsschädlich, das zollfreie Importkon-
tingent macht nur rund 1 Prozent des
Schweizer Gesamtkonsums von Geflü-
gelfleisch aus, und laut Bundesangaben
sind 95 Prozent des Pouletfleisches in
den USA nicht mit Chlor behandelt.

Zudem verstiesse eine Schweizer
Zulassung von Chlorhühnern wohl
gegen das mit der EU ausgehandelte
Lebensmittelabkommen – womit eine
rote Linie des Bundesrats überschrit-
ten wäre. Gibt es also «dank» den EU-
Verträgen keine Importe von Chlor-
hühnern in der Schweiz? Das ist gut
möglich. Die EU ist indes selbst noch
in Verhandlungen mit den USA und

könnte bei gewissen Agrarprodukten
Konzessionen machen, die unbeliebte
Rückwirkungen auf die Schweiz hät-
ten. Immerhin scheint das Pouletfleisch
bei jenen Gesprächen kein wesentlicher
Faktor zu sein.

Am Ende stimmte die APK dem
leicht ergänzten Verhandlungsmandat
mit 17 zu 2 Stimmen bei 5 Enthaltungen
zu. Diesen Dienstag wird die APK des
Ständerats ihr Verdikt abgeben, und am
Freitag folgt als letzte im Dreizack der
Konsultationen die Konferenz der Kan-
tonsregierungen.

Will der Bundesrat aufgrund der
Rückmeldungen sein Verhandlungs-
mandat anpassen, könnte er dies nächste
Woche via Zirkularverfahren und da-
mit auch ohne offizielle Sitzung noch
tun. Wirtschaftsminister Guy Parmelin
hatte jüngst erklärt, dass die Schweiz
Ende Jahr für die Verhandlungen mit
den USA bereit sei.

Rettung aus der Schweiz
für deutsches Traditionsunternehmen
Grossreederei MSC will bei der Meyer-Werft für 10 Milliarden Euro bis zu sechs Schiffe kaufen

JÜRG MEIER, BERLIN

Vor knapp einem Jahr verhinderten
die deutsche Regierung und das Land
Niedersachsen im letzten Moment den
Zusammenbruch der Meyer-Werft-
Gruppe. Das 1795 gegründete Tradi-
tionsunternehmen war in die Krise ge-
raten, weil ihm wegen fehlender Auf-
träge beinahe die flüssigen Mittel
ausgingen. Der Bund und das Land
Niedersachsen beteiligten sich darum
mit je 40,4 Prozent am Eigenkapital
des Unternehmens. Dazu bürgten sie
für einen Kreditrahmen von insgesamt
2,6 Milliarden Euro.

Tausende Arbeiter atmen auf

Die endgültige Rettung für die Werft
soll nun aus der Schweiz kommen. Das
Genfer Unternehmen MSC will dort bis
zu sechs neue Kreuzfahrtschiffe bestel-
len. MSC ist die weltgrösste Container-
Reederei, aber auch in der Kreuzfahrt-
branche aktiv.Am Montag hat das Fami-
lienunternehmen eine Absichtserklä-
rung für den Kauf mit dem Management
der Werft unterzeichnet.

Ein offizieller Auftrag ist das aller-
dings noch nicht. Die eigentliche Be-

stellung wird erst innerhalb der nächs-
ten beiden Quartale ausgearbeitet und
unterschrieben.

Bundeswirtschaftsministerin Kathe-
rina Reiche sprach an einer Medien-
konferenz am Montag von einem Mei-
lenstein: Dank der Bestellung könne
das Unternehmen nun wieder Stabi-
lität erlangen. Davon profitieren Tau-
sende Arbeitnehmer, entweder direkt
in der Werft oder bei den Hunderten
von Zulieferern.

Die Bestellung aus der Schweiz be-
weist laut Wirtschaftsministern Reiche
aber auch, dass die staatliche Rettung
des Konzerns richtig gewesen sei – aller
Kritik zum Trotz. Negativ zum Rettungs-
plan äusserte sich damals der Ökonom
Clemens Fuest, der liberale Chef des
Münchner Ifo-Instituts. Aber auch der
eher links stehende DIW-Chef Marcel
Fratzscher lehnte die Rettungsaktion
ab. Vieles deute darauf hin, dass die
Rettung eine schlechte Entscheidung
sei und «gutes Geld schlechtem hinter-
hergeworfen wird», schrieb er in einem
Gastbeitrag im vergangenen August.

Der nun angekündigte Grossauftrag
drängt solche Bedenken in den Hinter-
grund. Die Dimension ist enorm: Der
Wert liegt bei bis zu 10 Milliarden Euro.

Die Meyer-Werft soll mindestens vier
Kreuzfahrtschiffe bauen, zudem gibt es
eine Kaufoption für zwei weitere. Das
würde die Werft bis etwa 2036 auslasten.

Laut Pierfrancesco Vago, Verwal-
tungsratspräsident der MSC-Gruppe,
sind die Schiffe völlige Neuentwick-
lungen. Der Auftrag sei nicht nur ein
Vertrauensbeweis für die Meyer-Werft,
sondern für die gesamte deutsche
Schiffbauindustrie.

Kritik von Ex-Eigentümern

Doch die beiden staatlichen Eigentümer
trauen der Sache noch nicht.Wirtschafts-
ministerin Reiche machte deutlich: Die
Staatsbeteiligung an der Meyer-Werft
werde so schnell nicht abgebaut. Die
Werft werde seit April 2024 umstruk-
turiert, der Prozess sei noch nicht ab-
geschlossen, sagte sie. Olaf Lies, Minis-
terpräsident des Landes Niedersachsen,
will die Beteiligung nur dann aufgeben,
«wenn die Meyer-Werft nach ihrer Ent-
lassung in den Markt mindestens so sta-
bil oder stabiler aufgestellt ist wie jetzt».

Der angekündigte Auftrag bedeutet
für die Meyer-Werft aber noch längst
nicht die Wende. Denn hinter den Kulis-
sen brodelt es offenbar, wie der «Spie-

gel» kürzlich berichtete. So äusserte sich
die einstige Eigentümerfamilie Meyer
vor wenigen Monaten in einem Brief
sehr kritisch zur Arbeit des von Bund
und Land geholten Sanierungsexperten.
Es fehle an einem strategischen Kurs,
lautete einer der Kritikpunkte.

Um den Grossauftrag abzuwickeln,
braucht das neue Management aber
eine gute Beziehung zur Gründerfami-
lie. Diese hält weiterhin einen Minder-
heitsanteil. Und sie besitzt auch unzäh-
lige Tochterunternehmen, die für den
erfolgreichen Betrieb der Werft uner-
lässlich sind.

Uneinigkeit zeigt sich offenbar auch
unter den neuen staatlichen Eigentü-
mern. Die SPD-geführte Landesregie-
rung in Niedersachsen will laut dem
«Spiegel» länger an Bord bleiben. Minis-
terpräsident Olaf Lies äusserte sich an
der Medienkonferenz nicht konkret zu
den Plänen seines Landes. Er verwies
jedoch darauf, dass staatliche Beteili-
gungen an Grossunternehmen in Nie-
dersachsen nicht ungewöhnlich seien –
etwa am Autobauer Volkswagen oder
am Stahlkonzern Salzgitter. Der Bund
hingegen strebt keine langfristige Betei-
ligung an und möchte sich so bald wie
möglich wieder zurückziehen.

Sibel Arslan legt als Präsidentin derAussenpolitischen Kommission des Nationalrats deren Haltung dar. PETER KLAUNZER/KEYSTONE

Wirtschaftsminister
Guy Parmelin hatte
jüngst erklärt, dass die
Schweiz Ende Jahr für
die Verhandlungen
mit den USA bereit sei.
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Protest deutscher Bauern
gegen niedrige Butterpreise
(dpa) · Mit Traktoren haben Landwirte
an verschiedenen Orten in Deutsch-
land gegen niedrige Milch- und Butter-
preise von Discountern protestiert. Vor
der Zentrale von Lidl in Bad Wimp-
fen (Baden-Württemberg) zählte die
Polizei rund 140 Fahrzeuge. Butter ist
in Deutschland derzeit so günstig wie
lange nicht. Die Handelsketten haben
die Preise kürzlich erneut reduziert. Ein
250-Gramm-Stück deutscher Marken-
butter kostet weniger als einen Euro.

Harte Strafe gegen Airbnb
in Spanien
(dpa) · Die spanische Regierung hat
gegen Airbnb eine Geldstrafe von gut 64
Millionen Euro verhängt. Hauptgrund
seien Anzeigen für mehr als 65 000 Woh-
nungen, die nicht über die erforderliche
Lizenz verfügten, teilte das Ministerium
für Verbraucherschutz in Madrid mit.
Die Plattform für touristische Unter-
künfte müsse ausserdem die irregulären
Inserate zeitnah löschen. Die Strafe sei
rechtskräftig, ein Einspruch der Platt-
form beim Ministerium sei zurückgewie-
sen worden. Die massenhafte Vermie-
tung von Ferienwohnungen wird von
vielen als eine der Hauptursachen der
zunehmenden Wohnungsnot kritisiert.


